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Informationen zur Datenerhebung  
gemäß Artikel 13 der Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO)  

bei der Fahrerlaubnisbehörde 
 

 
Vorbemerkung 
Wer auf öffentlichen Straßen ein Kraftfahrzeug führt, bedarf der Erlaubnis 
(Fahrerlaubnis) der zuständigen Behörde (Fahrerlaubnisbehörde). Die Fahrerlaubnis 
wird in bestimmten Klassen erteilt. Sie ist durch eine amtliche Bescheinigung 
(Führerschein) nachzuweisen. Nach näherer Bestimmung durch Rechtsverordnung auf 
Grund des § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a und Absatz 3 Nummer 2 des 
Straßenverkehrsgesetzes kann die Gültigkeitsdauer der Führerscheine festgelegt 
werden (§ 2 Straßenverkehrsgesetz). 

 
 

1. Kontaktdaten des Verantwortlichen 
Stadtverwaltung Heidelberg  
Bürger- und Ordnungsamt  
Bergheimer Straße 69 
69115 Heidelberg 
06221 58-17000 
Buergeramt@Heidelberg.de 

 
 

2. Kontaktdaten der Datenschutzbeauftragten 
Datenschutzbeauftragte der Stadtverwaltung Heidelberg  
Frau von Taschitzki 
Rohrbacher Straße 12 
69115 Heidelberg 
06221 58-12580 
Datenschutz@Heidelberg.de 
 
 
3. Zwecke und Rechtsgrundlage der Verarbeitung personenbezogener Daten  
Die Fahrerlaubnisbehörden führen nach § 48 Absatz 1 in Verbindung mit § 49 
Straßenverkehrsgesetz im Rahmen ihrer örtlichen Zuständigkeit ein Register (örtliches 
Fahrerlaubnisregister) über von ihnen erteilte Fahrerlaubnisse sowie die 
entsprechenden Führerscheine, Entscheidungen, die Bestand, Art und Umfang von 
Fahrerlaubnissen oder sonstige Berechtigungen, ein Fahrzeug zu führen, betreffen.  
Der Fahrerlaubnisbehörde sind nach § 2 Absatz 6 in Verbindung mit § 50 
Straßenverkehrsgesetz für die Beantragung einer Erteilung, Erweiterung, Verlängerung 
oder Änderung einer Fahrerlaubnis oder einer besonderen Erlaubnis nach Absatz 3, die 
Aufhebung einer Beschränkung oder Auflage oder die Ausfertigung oder Änderung 
eines Führerscheins nach näherer Bestimmung durch Rechtsverordnung gemäß § 6 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und Absatz 3 Nummer 1 personenbezogene Daten 
mitzuteilen und nachzuweisen.  
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4. Empfänger oder Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten 
Nach § 52 Absatz 1 bis 3 in Verbindung mit § 55 Straßenverkehrsgesetz dürfen die in 
den Fahrerlaubnisregistern gespeicherten Daten an die Stellen, die für die Verfolgung 
von Straftaten, zur Vollstreckung oder zum Vollzug von Strafen, für die Verfolgung von 
Ordnungswidrigkeiten und die Vollstreckung von Bußgeldbescheiden und ihren 
Nebenfolgen nach diesem Gesetz oder für Verwaltungsmaßnahmen auf Grund dieses 
Gesetzes oder der auf ihm beruhenden Rechtsvorschriften, soweit es um 
Fahrerlaubnisse, Führerscheine oder sonstige Berechtigungen, ein Fahrzeug zu führen, 
geht, zuständig sind, übermittelt werden, soweit dies zur Erfüllung der diesen Stellen 
obliegenden Aufgaben zu den in § 49 genannten Zwecken jeweils erforderlich ist. 
Die in den Fahrerlaubnisregistern gespeicherten Daten dürfen zu den in § 49 Absatz 1 
und 2 Nummer 2 genannten Zwecken an die für Verkehrs- und Grenzkontrollen 
zuständigen Stellen sowie an die für Straßenkontrollen zuständigen Stellen übermittelt 
werden, soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist. Das Kraftfahrt-
Bundesamt hat entsprechend § 35 Absatz 6 Satz 1 und 2 Aufzeichnungen über die 
Übermittlungen nach den Absätzen 1 und 2 zu führen. 
 
Bei einer zentralen Herstellung der Führscheine übermittelt nach § 48 Absatz 3 
Straßenverkehrsgesetz die Fahrerlaubnisbehörde dem Hersteller die hierfür 
notwendigen Daten. Der Hersteller darf ausschließlich zum Nachweis des Verbleibs der 
Führerscheine alle Führerscheinnummern der hergestellten Führerscheine speichern. 
Die Speicherung der übrigen im Führerschein enthaltenen Angaben beim Hersteller ist 
unzulässig, soweit sie nicht ausschließlich und vorübergehend der Herstellung des 
Führerscheins dient; die Angaben sind anschließend zu löschen. Die Daten nach den 
Sätzen 1 und 2 dürfen nach näherer Bestimmung durch Rechtsverordnung gemäß § 63 
Nummer 1 an das Kraftfahrt-Bundesamt zur Speicherung im Zentralen 
Fahrerlaubnisregister übermittelt werden; sie sind dort spätestens nach Ablauf von 
zwölf Monaten zu löschen, sofern dem Amt die Erteilung oder Änderung der 
Fahrerlaubnis innerhalb dieser Frist nicht mitgeteilt wird; beim Hersteller sind die 
Daten nach der Übermittlung zu löschen. Vor Eingang der Mitteilung beim Kraftfahrt-
Bundesamt über die Erteilung oder Änderung der Fahrerlaubnis darf das Amt über die 
Daten keine Auskunft erteilen. 
 
 
5. Dauer der Speicherung 
Die auf Grund des § 50 im Zentralen Fahrerlaubnisregister gespeicherten Daten sind 
nach § 61 Straßenverkehrsgesetz zu löschen, soweit die  

a) zugrunde liegende Fahrerlaubnis vollständig oder hinsichtlich einzelner 
Fahrerlaubnisklassen erloschen ist oder  

b) eine amtliche Mitteilung über den Tod der betroffenen Person eingeht. 

 
Die Angaben zur Probezeit werden ein Jahr nach deren Ablauf gelöscht. Satz 1 Nummer 
1 gilt nicht für die nach § 50 Absatz 1 Nummer 1 gespeicherten Daten, eine erloschene 
Fahrerlaubnis oder Fahrerlaubnisklasse, das Datum der jeweiligen Erteilung, das Datum 
des jeweiligen Erlöschens, den Grund des Erlöschens einer Fahrerlaubnis oder einer 
Fahrerlaubnisklasse, den Beginn und das Ende der Probezeit, die Dauer der Probezeit 
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einschließlich der Restdauer nach einer vorzeitigen Beendigung, den Beginn und das 
Ende der Hemmung der Probezeit, die Beschränkungen und Auflagen zur 
Fahrerlaubnis oder Fahrerlaubnisklasse, die Fahrerlaubnisnummer und die Behörde, 
die die Fahrerlaubnisakte führt.  
Über die in Buchstabe a) genannten Daten darf nach dem Erlöschen der Fahrerlaubnis 
nur den betroffenen Personen und den Fahrerlaubnisbehörden zur Überprüfung im 
Verfahren zur Neuerteilung oder Erweiterung einer Fahrerlaubnis Auskunft erteilt 
werden. 
Soweit die örtlichen Fahrerlaubnisregister Entscheidungen enthalten, die auch im 
Fahreignungsregister einzutragen sind, gilt für die Löschung § 29 entsprechend. Für die 
Löschung der übrigen Daten gelten die Buchstaben a) und b).  
Unbeschadet der der oben genannten Angaben sind die im Zentralen 
Fahrerlaubnisregister und den örtlichen Fahrerlaubnisregistern gespeicherten Daten 
mit Vollendung des 110. Lebensjahres der betroffenen Person zu löschen. 
 
 
6. Betroffenenrechte 
Jede von einer Datenverarbeitung betroffene Person hat nach der Datenschutz- 
Grundverordnung (DS-GVO) insbesondere folgende Rechte: 
 

a) Auskunftsrecht über die zu ihrer Person gespeicherten Daten und deren 
Verarbeitung (Artikel 15 DS-GVO). 

b) Recht auf Datenberichtigung, sofern ihre Daten unrichtig oder 
unvollständig sein sollten (Artikel 16 DS-GVO). 

c) Recht auf Löschung der zu ihrer Person gespeicherten Daten, sofern eine 
der Voraussetzungen von Artikel 17 DS-GVO zutrifft. Das Recht zur 
Löschung personenbezogener Daten besteht ergänzend zu den in Artikel 
17 Absatz 3 DS-GVO genannten Ausnahmen nicht, wenn eine Löschung 
wegen der besonderen Art der Speicherung nicht oder nur mit 
unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich ist. In diesen Fällen tritt an 
die Stelle einer Löschung die Einschränkung der Verarbeitung gemäß 
Artikel 18 DS-GVO. 

d) Recht auf Einschränkung der Datenverarbeitung, sofern die Daten 
unrechtmäßig verarbeitet wurden, die Daten zur Geltendmachung, 
Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen der betroffenen 
Person benötigt werden oder bei einem Widerspruch noch nicht feststeht, 
ob die Interessen der Fahrerlaubnisbehörde gegenüber denen der 
betroffenen Person überwiegen (Artikel 18 Absatz 1 lit. b, c und d DS-
GVO). Wird die Richtigkeit der personenbezogenen Daten bestritten, 
besteht das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung für die Dauer der 
Richtigkeitsprüfung. 

e) Widerspruchsrecht gegen bestimmte Datenverarbeitungen, sofern an der 
Verarbeitung kein zwingendes öffentliches Interesse besteht, das die 
Interessen der betroffenen Person überwiegt, und keine Rechtsvorschrift 
zur Verarbeitung verpflichtet (Artikel 21 DS-GVO). 

 



4  

7. Beschwerderecht 
Jede betroffene Person hat das Recht auf Beschwerde bei der Aufsichtsbehörde 
(Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Baden- 
Württemberg, Königstraße 10a, 70173 Stuttgart, Telefon: 0711/6155410; E-Mail: 
poststelle@lfdi.bwl.de), wenn sie der Ansicht ist, dass ihre personenbezogenen 
Daten rechtswidrig verarbeitet werden. 


